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Vorwort


Ein knappes halbes Jahr, nachdem die Nationalsozialisten an die Macht gekommen waren, wurde am 14. Juli 1933 vom Kabinett das »Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses« (GzVeN) beschlossen. Es trat am 1. Januar 1934 in Kraft und sollte durch die »Unfruchtbarmachung« vermeintlich »erbkranker« Personen zur »Rassenhygiene« beitragen, so der zynische Plan des verbrecherischen NS-Regimes. Ziel war dabei die allmähliche Reinigung des »deutschen Volkskörpers« von unerwünschten Einflüssen wie Krankheiten oder Behinderungen. Diese werteten nach Ansicht der Nazis die Qualität der »arischen Rasse« ab und verhinderten eine Höherentwicklung des »nationalen Erbgutes«. Deshalb sollten alle, die von der nationalsozialistischen Ideologie als »minderwertig« oder »lebensunwert« betrachtet wurden, von der Fortpflanzung ausgeschlossen werden.


Das Gesetz basierte auf einem Entwurf, der bereits 1932 – also noch in der Weimarer Republik – vom preußischen Gesundheitsamt ausgearbeitet worden war. Doch im Gegensatz zu dem früheren Gesetzentwurf, der eine Sterilisation auf freiwilliger Basis vorsah, wurde das unter den Nationalsozialisten beschlossene Gesetz in mehreren Punkten verschärft. So war nun die Möglichkeit der Zwangssterilisation gegeben, also eine »Unfruchtbarmachung« gegen den ausdrücklichen Willen der Betroffenen.


Außerdem enthielt das Gesetz eine Auflistung jener Krankheiten, deren Träger künftig von der Fortpflanzung ausgeschlossen werden sollten, darunter neben verschiedenen psychischen Krankheitsbildern auch die »erbliche Taubheit«, wie die Gehörlosigkeit in diesem Zusammenhang genannt wurde. Diese Auflistung war zugleich die Grundlage für die Verfahren der sogenannten »Erbgesundheitsgerichte«, die aus jeweils einem Richter und zwei Ärzten bestanden. Hier wurde, unter Ausschluss der Öffentlichkeit, entschieden, ob eine Zwangssterilisation vorgenommen werden sollte. Die meisten Gehörlosen waren bei diesen Prozessen nicht anwesend, sodass die Sterilisationsurteile in der überwiegenden Mehrzahl nur nach Aktenlage gefällt wurden, ohne dass die Richter die Betroffenen überhaupt zu Gesicht bekamen. Ihre Entscheidung basierte lediglich auf ärztlichen bzw. psychiatrischen Gutachten.


Bis zum Ende des NS-Regimes im Mai 1945 wurden mindestens 400.000 Menschen zwangssterilisiert. Während der medizinischen Prozedur starben aufgrund von Komplikationen schätzungsweise 6.000 Frauen sowie 600 Männer.


Das »Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses« wurde mehrfach erweitert. So konnte ab Juni 1935 ein Schwangerschaftsabbruch legal durchgeführt werden, wenn bei den werdenden Eltern eine Erbkrankheit diagnostiziert worden war. Unzählige Frauen bekamen gegen ihren Willen Giftspritzen in den Bauch, die ihre ungeborenen Babys töteten. Die Erweiterung vom 18. Oktober 1935 verbot eine Eheschließung von »gesunden« Menschen mit behinderten oder von einer Erbkrankheit betroffenen Partnern.


Doch die Sterilisationspolitik des NS-Regimes war nur die Vorstufe für die grausame Ermordung von mehr als 300.000 Menschen mit geistigen oder körperlichen Behinderungen ab 1939. Das systematische Töten »unwerten Lebens« wurde bis zum Untergang des Hitler-Regimes durchgeführt. Zu nennen wäre hier beispielhaft die sogenannte »Kinder-Euthanasie« aus dem Jahre 1939, in deren Verlauf mindestens 5.000 »erbkranke« und behinderte Säuglinge und Kinder umgebracht wurden. (»Euthanasie« darf hier unter keinen Umständen als eine vom Patienten gewünschte Sterbehilfe verstanden werden. Die Nazis benutzten diesen Begriff, der wörtlich »guter Tod« bedeutet, vielmehr zur Verharmlosung und Verschleierung ihrer schrecklichen Taten.)


Ein weiteres Beispiel ist die zwischen Januar 1940 und August 1941 erfolgte Massentötung, die man später als »Aktion T4« bezeichnete. In diesem Zeitraum wurden 100.000 Psychiatrie-Patienten und behinderte Menschen durch SS-Ärzte und -Pflegekräfte getötet – entweder mit Giftspritzen oder, in den ersten Gaskammern der Nazis, mit Kohlenmonoxyd. Zwischen 1939 und 1941 wurden zu diesem Zweck sechs »Euthanasie-Tötungsanstalten« errichtet.


Zeitgleich mit den ersten Protesten von kirchlicher Seite erfolgten die Tötungen nach erfolgter »Leerung« vieler Krankenabteilungen nicht mehr zentral in den »Euthanasie-Tötungsanstalten«, sondern ab 1942 dezentral (also weniger offensichtlich) in den einzelnen »Heil- und Pflegeanstalten«, und zwar durch Nahrungsmittelentzug oder Verabreichung von Medikamenten. Manche Historiker bezeichnen die »Aktion T4« als ersten Schritt oder sogar als eine Art »Generalprobe« für die systematische Vernichtung von Menschen, die die Nationalsozialisten als wert- und nutzlos ansahen. Später kamen sowohl bei den Selektionen als auch bei der millionenfachen Ermordung von Juden in den Konzentrationslagern Büropersonal und Mannschaften zum Einsatz, die bis dahin bei der »Aktion T4« mitgewirkt hatten.


In diesem Buch soll die Zwangssterilisation von Gehörlosen im Mittelpunkt stehen – ein Thema, das lange Zeit weder von der Forschung noch von der Öffentlichkeit beachtet wurde. Erst über vierzig Jahre nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges änderte sich das allmählich, vor allem durch die 1986 erschienene Studie der Historikerin Dr. Gisela Bock von der Freien Universität Berlin sowie durch die Abhandlung des Historikers Hans-Walter Schmuhl von der Universität Bielefeld aus dem Jahre 1987.

OEBPS/Images/cover.jpg
Elisabeth Brockmann

»Euthanasie« und Zwangssterilisation
zwischen 1933 und 1945

—|
S

= A S

k it

Gehorlose Opfer und Zeitzeugen berichten






